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Schauen wir immer
der Sonne entgegen,
bleiben wir positiv,

dann fallen die Schatten
hinter uns“, hat uns Leserin
Renate Wochinger zu dem
Bild geschrieben, das sie im
Rahmen der Aktion „Hoff-
nungszeichen“ an die PNP
geschickt hat. Ein sehr pas-
sender Ausspruch, wie wir
finden.

Wo Licht ist, ist immer
auch Schatten, so lautet
eine Alltagsweisheit. In der
Corona-Krise beweisen ak-
tuell viele Menschen, dass
sie sich nicht davon ab-
schrecken lassen, wohin
die Schatten fallen. Viel-
mehr sind viele Leute ein
Lichtblick für ihre Mitmen-
schen – indem sie sich
gegenseitig helfen. Und
wenn alle so weiterma-

Wohin die Schatten fallen

chen, dann wird hoffent-
lich bald das Licht die
Schatten verdrängen.

Liebe Leserinnen und Le-
ser: Schicken Sie uns wei-

terhin Ihre Bilder mit etwas
Text, Ihrem Namen und
Ihrem Wohnort per Mail an
bayern.corona@pnp.de.

Carolin Federl

Von Samuel Stanley

Die Mutter der Passauerin Ulri-
ke H. lebt im Betreuten Wohnen.
Der Träger, ein Seniorenheim,
hatte aufgrund der Corona-Krise
scharfe Sicherheitsregeln ver-
hängt, die auch für das Betreute
Wohnen gelten sollen. So durfte
die Mutter, ehe die Regeln wieder
gelockert wurden, über drei Wo-
chen lang nicht raus in den Garten
gehen oder überhaupt das Haus
verlassen. Die Mutter der Leserin
sei geistig noch fit und mobil und
habe sich wegen der Einschrän-
kungen „wie in einem Gefängnis“
gefühlt. Darum hat sich Ulrike H.
gefragt: „Ist es derzeit rechtlich
erlaubt, die eigene Mutter aus
dem Betreuten Wohnen für län-
gere Zeit zu sich nach Hause zu
holen, wenn diese dort auf An-

weisung des Seniorenheims
nicht raus darf?“

Betreutes Wohnen sei wie Woh-
nen in der eigenen Wohnung zu
behandeln, erklärt das Bayerische
Gesundheitsministerium auf An-
frage der Passauer Neuen Presse,
weshalb die allgemeinen Regeln
gelten. „Das bedeutet, dass Pflege-
bedürftige, die im Betreuten Woh-
nen leben, die Wohnung aus trif-
tigem Grund verlassen dürfen“,
sagt ein Ministeriumssprecher.
„Ein Ausgangsverbot durch die
Einrichtung ist nicht zulässig.“

Die alten Eltern zu sich nach
Hause zu holen, davon rät das
Bayerische Innenministerium auf
seiner Internetseite dringend ab.
Die Begründung: Ältere Men-
schen seien für eine Ansteckung
mit dem Corona-Virus besonders
gefährdet.

Darf meine Mutter statt
Betreutem Wohnen zu mir?

Passau. Der Mallersdorfer Er-
hard Grundl sitzt seit 2017 im Bun-
destag. Der ehemalige Musiker
und Vertriebsmanager in der Mu-
sikindustrie ist seit 2004 Mitglied
bei den Grünen. Im Bundestag ist
der 56-Jährige kulturpolitischer
Sprecher seiner Fraktion. Er hat
sich stark dafür eingesetzt, dass
die sogenannten Asozialen und
Berufsverbrecher, die die Natio-
nalsozialisten in die Konzentra-
tionslager steckten, als NS-Opfer-
gruppe anerkannt werden. Im
Februar stimmten die Regie-
rungsparteien, Grüne, FDP und
Linke dem zu. Wir haben uns mit
Grundl darüber unterhalten.

„Berufsverbrecher“ als NS-Opfer-
gruppen anzuerkennen. Wie kam
es zu diesem Engagement?

Erhard Grundl: Als ich gerade in
den Bundestag gewählt wurde,
gab es eine Initiative von Profes-
sor Frank Nonnenmacher von der
Goethe-Universität Frankfurt. Da
hörte ich erstmals davon und da
mich Erinnerungskultur schon
immer umtreibt, war ich interes-
siert. Der Koalitionsvertrag sah ja
auch das Vorantreiben der An-
erkennung bisher nicht berück-
sichtigter Opfergruppen vor. Es
gab dann die ersten Anträge, die
im Februar diesen Jahres dann
endlich in die Anerkennung mün-
deten.

Um wen handelt es sich bei den
betroffenen Personen genau?

Grundl: Die sogenannten Asozia-
len waren generell alle, die nicht
konform mit dem NS-Herr-
schaftssystem waren, das reichte
von Obdachlosen, Bettlern, Frau-
en mit unehelichen Kindern bis
hin zu Swing-Kids aus Hamburg,
die eine andere Musik hören woll-
ten. Die Bezeichnung hätte viele
treffen können. Deshalb ist diese
Gruppe schwer zu definieren. Die
ins KZ Gesteckten trugen damals
einen schwarzen Winkel. Die so-
genannten Berufsverbrecher wa-
ren Leute, die ihre Haftstrafen ab-

„Niemand saß zu Recht im KZ“
gesessen haben, aber dann direkt
ins KZ gesteckt wurden mit der
Begründung, Verbrechen sei ge-
netisch bedingt. Der Initiative von
Nonnenmacher lag der Satz zu-
grunde: „Niemand saß zu Recht
im KZ.“ Dem kann ich nur zustim-
men.

MdB Erhard Grundl hat sich für die Anerkennung der „Asozialen“ als Opfergruppe eingesetzt

Deshalb ist auch eine Rehabilitie-
rung von Schwerkriminellen
nicht fragwürdig?

Grundl: Darüber wurde viel dis-
kutiert. Aber es saß wirklich nie-
mand zu Recht im KZ. Selbst wenn
die Schwerkriminellen dort oft
von den NS-Schergen als Funk-
tionshäftlinge gebraucht wurden,
waren sie immer auch Opfer. Es
gab ja keine Rechtsstaatlichkeit.
Die Forschung hat herausgearbei-
tet, wie vielschichtig die Perso-
nengruppe war. Da waren ja nicht
nur Schwerverbrecher, sondern
auch Kleinkriminelle dabei.

75 Jahre sind jetzt seit Kriegsende
vergangen. Warum hat die An-
erkennung so lange gedauert?

Grundl: Weil es kontrovers disku-
tiert wurde. Die Begriffe „Asozia-

le“ und „Berufsverbrecher“ haben
ja mit dem Nationalsozialismus
nicht aufgehört. Das sind negative
Konnotierungen bis heute. Wider-
stände gab es auch bei der Union.
Dass sie es schlussendlich an-
erkannt hat, dass niemand zu
Recht im KZ saß und man da kein
„Aber“ hinterherschicken darf,
war ein Sprung, von dem ich nicht
ausgegangen bin.

75 Jahre sind seit Kriegsende ver-
gangen. Die letzten Zeitzeugen ge-
hen. Welche Aufgaben sehen Sie
für Politik und Gesellschaft, die
Erinnerung an das dunkelste Ka-
pitel der deutschen Geschichte
hochhalten zu können?

Grundl: Es macht einen Unter-
schied, ob ich einen Betroffenen
habe, der berichtet, da bin abge-
führt worden, das war der Wag-
gon, wo die Menschen abtrans-
portiert wurden, oder ob ich eben
keine Zeitzeugen mehr habe. Die
authentischen Zeugen waren bis-
lang ganz, ganz wichtig. Ich bin
kein Freund von Hologrammen,
wo man Personen auftreten lässt,
die längst verstorben sind. Das se-
he ich als fragwürdig. Da habe ich
im europäischen Ausland Beispie-
le gesehen, die nicht zielführend
waren. Die Digitalisierung gibt
uns andere Möglichkeiten, auch
emotional an die Menschen ran-
zukommen. Die Gedenkstätten
haben das erkannt, ich denke da
an Flossenbürg oder Dachau. Da
finden ruhige Gespräche mit
Schulklassen statt, auch Ältere
sind sehr interessiert. Es geht im-
mer um das geschichtliche Wis-
sen, das vermittelt werden muss.
Der Verweis auf die Gegenwart ist
wichtig. Die Geschichte ist nicht
abgeschlossen. Die Singularität
des Holocaust ist gegeben. Wir
müssen auf die Mechanismen
achten und uns der Aufgabe ver-
schreiben, dass es nie wieder zu
solchen menschenverachtenden
Verhältnissen kommt.

Einerseits gibt es vor allem in den
Gedenkstätten gesteigertes Inte-
resse, andererseits gibt es immer
noch und auch zunehmend Leute,
die dort pöbeln und den NS-Ver-
brechen relativierend begegnen.
Muss man da härter bestrafen?

Grundl: Es überwiegt das gestei-
gerte Interesse. Mit dem konnte
man nicht unbedingt rechnen, vor
allem nachdem 75 Jahre vergan-
gen sind. Gerade die junge Gene-
ration merkt, dass das Geschehen
damals immer was mit uns zu tun
hat, das man nicht abstreifen
kann. Strafrechtlich relevante Sa-
chen muss man verfolgen. Ich
würde aber keine „Lex Gedenk-
stätte“ wollen. Den Pöbeleien
kann man begegnen, wenn man
das Wissen steigert als Schutz
gegen Desinformation. Quellen
gegenchecken, Wissen und Kom-
petenz entwickeln, damit kann
man Menschenfeindlichkeit und
Rassismus aushebeln.

Im Bundestag und in Länderpar-
lamenten sitzt mit der AfD eine
rechtspopulistische Partei, die
hinsichtlich der Aufarbeitung des
Nationalsozialismus ambivalent
zu sehen ist. Wie beurteilen Sie die
AfD diesbezüglich?

Grundl: Die AfD hat zwei Strate-
gien. Bei der Anerkennung der
Opfergruppen hat sie sich enthal-
ten. Sie versucht, die bürgerliche
Fassade hochzuhalten. Schlimm
finde ich, dass sie in den Debatten
im Wording die Goebbels-Spra-
che in den Bundestag trägt. Im-
mer wieder hört man da Begriffe
wie „Umvolkung“ oder „entartet“,
die ganz gezielt platziert werden.
Das ist gefährlich, weil es den
Sprachgebrauch des Unmen-
schen wieder salonfähig macht. Es
gibt nichts Wirkungsmächtigeres
als Sprache. Das bürgerliche Män-
telchen hängt man sich nur um.

Interview: Stefan Rammer

Leser
fragen

Bayerisches Staatsministerium für
Familie, Arbeit und Soziales
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Wir helfen
zusammen!

Ehrenamtlich Engagierte finden bei
uns Gleichgesinnte:

unser.soziales.bayern.de

Grüß Gott zusammen!

Wir erleben in diesen Zeiten, in denen das Corona-Virus unser tägliches
Leben verändert und liebgewonnene Gewohnheiten einschränkt, ein
beeindruckendes Miteinander der Generationen.

Ich freue mich sehr darüber, wie kreativ und kraftvoll die Initiative „Unser
Soziales Bayern: Wir helfen zusammen!“, die wir gemeinsam mit den
Kommunalen Spitzenverbänden und den Wohlfahrtsverbänden in Bayern
ins Leben gerufen haben, gerade älteren Menschen beisteht.

Herzlichen Dank allen, die hier auf so vielfältige Weise Wertvolles leisten,
Menschen Aufmerksamkeit und Zuversicht schenken und damit ein über-
zeugendes Zeichen der Solidarität setzen!

Passen wir weiter gut aufeinander auf!

Carolina Trautner
Bayerische Staatsministerin für
Familie, Arbeit und Soziales

EngagierenSie sich.

Jonas Ritt, Landkreis Freyung-Grafenau: „Ich hoffe darauf, dass das Ganze einigermaßen
zügig vorbei geht, und ich dann wieder gemeinsam mit meiner Familie und meinen Freunden
zum Sonnenaufgang auf den Lusen gehen kann, so wie ich es letztes Jahr im Herbst noch
gemacht habe. Dabei ist auch dieses Bild entstanden.“

Renate Wochinger, Postmünster: „Egal wie schwer das
Leben gerade ist, egal wie weh es tut, egal was passiert. Wir
werden es überwinden. Aber eines dürfen wir niemals ver-
gessen!EsgibtMenschen,dieuns lieben.EsgibtMenschen,
denen wir etwas bedeuten, die uns nicht verlieren wollen.“

Senioren im Betreuten Wohnen dürfen die Wohnung aus triftigen Grün-
den verlassen. − Foto: Kahnert/dpa

Der Mallersdorfer Bundestagsab-
geordnete Erhard Grundl sieht Wis-
sen und Kompetenz als wesentlich
für eine funktionierende Erinne-
rungskultur. − Foto: Jäger


